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Gleichzeitig wird das Ministerium für Lebensmittel­
industrie verpflichtet, gemeinsam mit dem FDGB 
ein Prämiensystem für Fischer auszuarbeiten, um 
das materielle Interesse der Fischer an der rest­
losen Erfassung aller Fischabfälle einschließlich der 
Beifänge zu heben.

9. Das Ministerium für Maschinenbau wird beauftragt, 
nach den bereits gemachten Vorschlägen der Fisch­
wirtschaft bis zum 30. April 1955 dem Ministerium 
für Lebensmittelindustrie das Vorprojekt eines 
Fahrzeuges vorzulegen, das imstande ist, auch den 
für die Herstellung von Futtermitteln geeigneten 
Beifang und die Abfälle aufzunehmen und zu ver­
arbeiten.
Hierzu hat das Ministerium für Lebensmittelindu­
strie dem Ministerium für Maschinenbau bis zum 
31. März 1955 die technischen Bedingungen mitzu­
teilen.

10. Das Staatssekretariat für Örtliche Wirtschaft wird 
beauftragt, alle erforderlichen Maßnahmen zur 
Projektierung einer Fischabfall-Verwertungsanlage 
einzuleiten.
Noch im Jahre 1955 sind solche Anlagen in den 
Bezirken Dresden, Magdeburg und Erfurt aufzu­
stellen, um alle in diesen Bezirken anfallenden 
Fischabfälle zweckmäßig verarbeiten zu können. 
Die Anlagen sind so zu entwickeln, daß sie den 
örtlichen Tierkörperbeseitigungsanstalten angeglie7 

dert werden können.

11. Das Ministerium für Handel und Versorgung, das 
Ministerium für Land- und Forstwirtschaft sowie 
die Räte der Bezirke, Kreise und Gemeinden wer­
den verpflichtet, bis zur Schaffung industrieller 
Abfallverwertungsbetriebe alle verwertbaren Ab­
fälle aus Industrie und Handel zu erfassen und 
geeigneten Verwertungsbetrieben — wie Tier­
körperbeseitigungsanstalten — zur Verfügung zu 
stellen.

12. Das Ministerium für Land- und Forstwirtschaft hat 
zu gewährleisten, daß die Produktion von Misch­
futtermitteln unter Zugrundelegung von Standard­
rezepturen erfolgt und unter Berücksichtigung der 
Erfassung aller zur Herstellung von Futtermitteln 
geeigneten Abfälle entsprechend erweitert wird.

Nach den von der Deutschen Akademie der Land­
wirtschaftswissenschaften zu Berlin vorliegenden 
Standardrezepturen sind folgende Mischfuttermittel 
herzustellen:

Rindermischfutter,
Schweinemastfutter,
Kälberaufzuchtfutter,
Pferdemischfutter,
Legemehle,
Kükenaufzuchtfutter, 
Eiweißkonzentrate und 
Futterkalke.

Alle Mischfuttermittel sind von dem Erzeuger­
betrieb hinsichtlich der Zusammensetzung der 
Bestandteile und des Nährstoffgehaltes zu kenn­
zeichnen.

Das Ministerium für Land- und Forstwirtschaft 
wird verpflichtet, ein System der planmäßigen 
Kontrolle der Mischfuttermittelproduktion zu orga­
nisieren und bis zum 15. April 1955 die ent­
sprechenden Richtlinien bekanntzugeben.

13. Die Staatliche Plankommission wird beauftragt, die 
ausgearbeiteten Futtermittelpläne für die einzelnen 
Kontingentträger darauf zu überprüfen, daß bei 
Festlegung der Kontingente die vorhandenen ört­
lichen Futtermittelreserven entsprechend berück­
sichtigt werden. ^

14. Das Ministerium für Land- und Forstwirtschaft 
wird beauftragt, den Räten der Bezirke und Kreise 
Richtlinien zur Aufstellung eines Organisations­
planes für die Erfassung von Küchenabfällen zu 
geben und in den Kreisen die Durchführung zu 
kontrollieren.

Die Mittel für die Organisierung der Erfassung von 
Küchenabfällen sowie für die technischen Einrich­
tungen sind in den Haushaltsplänen der Räte der 
Bezirke bzw. Kreise aufzunehmen.

Die Futtermittel sind durch die Räte der Kreise 
auf dem schnellsten Wege den VEG, volkseigenen 
Mastanstalten, LPG und Einzelbauern zuzuführen. 
Die Erfassung ist von 20 000 t im Jahre 1954 auf 
etwa 100 000 t im Jahre 1955 zu steigern.

IV.
Maßnahmen zur Verbesserung der Tierhaltung, -pflege 

und -aufzucht sowie Vermehrung der Tierbestände

1. Die Räte der Bezirke und Kreise werden ver­
pflichtet, alle Fragen der Viehwirtschaft, insbeson­
dere die planmäßige Vermehrung der Viehbestände, 
die Fragen der Jungtieraufzucht, Erfüllung der 
Produktionspläne in Fleisch, Milch und sonstigen 
tierischen Produkten sowie der Erfassungs- und 
Aufkaufpläne monatlich mindestens einmal in den 
Sitzungen der Räte zu behandeln.

Das Ministerium für Land- und Forstwirtschaft 
wird beauftragt, die Räte der Bezirke und Kreise 
durch Mitglieder des Kollegiums in den Sitzungen 
der Räte anzuleiten und zu unterstützen sowie eine 
strenge Kontrolle hinsichtlich der festgelegten Maß­
nahmen durchzuführen.

2. Die Räte der Kreise und Gemeinden werden ver­
pflichtet, die Auswertung der Viehzählungen sofort 
nach erfolgter Zählung vorzunehmen und gleich­
zeitig für alle Betriebe die zur unbedingten Siche­
rung der Planerfüllung notwendigen Maßnahmen 
festzulegen. Zur Sicherung des Fleischaufkommens 
ist die strikte Einhaltung des Sauenbedeckungs- 
planes seitens der Räte der Kreise und Gemeinden 
zu gewährleisten.

Die Räte der Gemeinden haben zu diesem Zweck 
bei den Vatertierhaltern ein strenges Kontroll- 
system einzurichten. Der VdgB (BHG) wird emp­
fohlen, diese Maßnahmen in enger Zusammen­
arbeit mit den Räten der Kreise und Gemeinden, 
dem zootechnischen Beratungsdienst und den Lei­
stungsprüfern zu unterstützen.

3. Der VdgB (BHG) wird empfohlen, in Zusammen­
arbeit mit dem Ministerium für Land- und Forst­
wirtschaft zur Verbesserung der Jungtieraufzucht 
Weidegemeinschaften für Jungrinder sowie Hüte­
gemeinschaften für Schafe zu schaffen.

Die Zootechniker und Leistungsprüfer haben in 
enger Zusammenarbeit mit der VdgB (BHG) außer 
den bereits bestehenden Beispielen je Kreis min­
destens ein weiteres Beispiel für die Bildung von


